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DAS HELL UND DUNKEL DES EU-RATSVORSITZES
EINE SICHERHEITSPOLITISCHE BILANZ

Thomas Roithner

Klug gewählt war das Thema der EU-Ratspräsident-
schaft Österreichs schon: „Ein Europa, das schützt“.
Das Motto sollte zumal auch Gewähr leisten, die
Ratspräsidentschaft ohne sichtbare Streitereien zwi-
schen den Regierungsparteien über die Bühne zu
bringen, für beide genug innenpolitischen Reibach
abzuwerfen und nicht zu knapp Profilierungsmög-
lichkeiten einzuräumen. Das alles ist passabel ge-
lungen. Der Themenkomplex Migration und
Sicherheit hat Sebastian Kurz und Heinz-Christian
Strache in die Regierung gebracht, war zwischen
den beiden der Kleister der Ratspräsidentschaft und
wird den Wahlkampf für das EU-Parlament bestim-
men. Das eigentliche Motto: National ist Trumpf und
sticht im Zweifelsfall die europäische Karte. Der
Fachbegriff dafür: Subsidiarität. In seiner österreichi-
schen Variante.

Mehr Sicherheitsapparate gegen Migration, mehr Mi-
litär und mehr Rüstung, also insgesamt mehr Militär-
und Sicherheitsunion einte glühende wie kritische
Europäer in der Regierung. Wesentliche Teile der
Opposition hatten zum Thema keine Leuchtturmpro-
jekte in diesem halben Jahr. Der Erfolg der Ratsprä-
sidentschaft ist zugleich im Hellen wie im Dunkeln.

Rampenlicht
Das Hantieren mit Schatten und Licht hat die Regie-
rung während der Ratspräsidentschaft im Zusam-
menspiel von Innen- und EU-Politik gut beherrscht.
Migration stand im Lichtkegel. Bei unangenehmen
Filmsequenzen blinkte ein Überblendzeichen und die
Migration stand wieder im Zentrum der Aufmerk-
samkeit.

Dennoch: Frontex – die Grenzschutztruppe – ist auf
der langen Bank und Jean-Claude Juncker hat sei-
nen Ärger über die „himmelschreiende Heuchelei“
nationalstaatlicher Interessenpolitik deutlich ge-
macht. Für die Militarisierung der Außengrenzen
holte sich Verteidigungsminister Kunasek von seiner
deutschenAmtskollegin eineAbfuhr. Keine Soldaten,
sondern die Polizei ist zuständig, so Ursula von der

Leyen eher knapp angebunden. Auch für Anlande-
plattformen kann sich kein Partnerstaat in Afrika er-
wärmen – dieser politische Brückenbau ist nicht
gelungen. Den unverbindlichen Migrationspakt hat
die Regierung im Pomp und Trara in die Wüste ge-
schickt.

Weniger EU
Kurz und Strache haben es verstanden, Pflöcke ein-
zuschlagen und Bündnispartner in Sachfragen zu ge-
winnen, die vor wenigen Jahren in der EU zumeist
nur die Spielwiese von rechtsaußen-Oppositionspar-
teien waren. Das UN-Flüchtlingshochkommissariat
vermisst maßgebliche Beschlüsse beim EU-Asylsy-
stem. Dem Begriff der Subsidiarität („weniger, aber
effizienter“) wurde während der Ratspräsidentschaft
Österreichs eine seltsame Interpretation verpasst.
Der internationale Imageschaden wird in innenpoliti-
sches Kleingeld gewechselt. Der honest broker – das
Hintanstellen nationaler Interessen – ist sprachlich
wie politisch ein Fremdwort. An der Frequenz von
Veranstaltungen und Sitzungen – satte 2722 – hat
es jedenfalls nicht gemangelt.

Rüstung
Eine Reihe von Aspekten blieb im politischen Schat-
ten. Zumeist Themen, die keinen innenpolitischen
Applaus hervorrufen. Und österreichisches Steuer-
geld über den Umweg von EU-Töpfen für europäi-
sche Rüstungskonzerne gilt hierzulande als
hochgradig unpopulär. Für den EU-Rüstungsfonds
(European Defence Funds) werden im kommenden
EU-Finanzrahmen 13 Milliarden Euro in die Hand ge-
nommen. Autonome EU-Militäreinsätze sind eines
der Ziele. Einigen Rüstungskonzernen ist dieses
erstmals in der EU verankerte Rüstungsbudget be-
reits heute schon zu wenig. Österreichs Ratspräsi-
dentschaft war in Rüstungsfragen ein guter
Gastgeber, bei der sich auch heimische Waffenher-
steller präsentieren konnten. Aus Sicherheitsgründen
nur im Lichte geladener Gäste.
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EU-RATSVORSITZ

Militärisches Kerneuropa
Eurodrohne, eine Geheimagentenschule, EU-Kampf-
hubschrauber und über ein Dutzend weitere Rü-
stungsprojekte wurde im Rahmen der Ständigen
Strukturierten Zusammenarbeit (PESCO) im No-
vember 2018 beschlossen. Die militärisch Potenten
und politisch Willigen bestimmen das Tempo der EU-
Militärpolitik. Vorschläge aus der Wissenschaft für zi-
vile Kerneuropaprojekte blieben unberücksichtigt.
Das sicherheitspolitische Kerneuropa ist im Wesent-
lichen ein Militärprojekt. Ein Vorstoß für zivile Kapa-
zitäten und zivile Auslandseinsätze (Civilian
Compact) bleibt deutlich hinter den Möglichkeiten
und ist kein großes Licht.

Stolz verwies der FPÖ-Verteidigungsminister Kuna-
sek neben dem Rüstungsfonds, dem militärischen
Kerneuropa auch auf EU-Forschungsgelder für die
Rüstungsindustrie sowie auf den Budgetposten für
militärische Mobilität – Straßen, Brücken und Bahn-
strecken müssen militärischen Schwertransporten
gewachsen sein. Wichtig ist der EU-Kommission der
Zusatz, dass das EU-Budget für Rüstung kein Rü-
stungsbudget, sondern ein Industriebudget sei. Der
EU-Vertrag von Lissabon verbietet Maßnahmen mit
militärischen und verteidigungspolitischen Bezügen,
sodass Rüstung als Wettbewerbsförderung umeti-
kettiert wird. Beim Umwidmen zu Rüstungsgeldern
ist das Licht der Öffentlichkeit wenig hilfreich. Ähnli-
che Tricks gibt es auch bei EU-Militäreinsätzen, um
Beschränkungen und Verbote zu umgehen. Das De-
mokratiedefizit lässt grüßen.

Brückenbau
Starke Eigeninteressen waren ein Motiv, warum sich
Brücken in der Migrationsfrage unzureichend auf-
bauen ließen. Bei der Konfliktvermittlung sind Brük-
ken – besonders Richtung Asien – ein langfristiges
Unternehmen. Von Karin Kneissl über Nacht Ver-
mittlungserfolge zu erwarten, wäre wahrlich unsport-
lich. Knicks hin oder her. Auf dem durchaus
sinnvollen Weg vom Gastgeber zum Vermittler
braucht es eine Verstärkung der Expertise im Mini-
sterium, der Wissenschaft und flankierend auch der
Zivilgesellschaft. Wirtschaftsinteressen sind als Brük-
kenpfeiler nicht genug. Glaubwürdiger Brückenbau
bedeutet auch, sich bei Solidarleistungen an inter-
nationale Organisationen an die vorderste Front zu
stellen und bei der Entwicklungszusammenarbeit
nicht überaus knickrig in Erscheinung zu treten.

Durchaus aktiv war Österreich in den letzten Jahren
bei der Nichtweiterverbreitung von Massenvernich-
tungswaffen und Rüstungskontrolle. Die Uneinigkeit
der EU-28 zum Atomwaffenverbotsvertrag und das
Interesse zur Weiterentwicklung einer rüstungsindu-
striellen Basis der EU ließen das Engagement Öster-
reich im Rahmen der Ratspräsidentschaft jedoch
kaum sichtbar werden. Außenministerin Kneissl
konnte Projekte zur Stabilisierung in Syrien und
Jemen sowie in Südosteuropa anstoßen. Zweifellos
löblich ist das Engagement zur Minenräumung – al-
lerdings österreichisches Engagement und nicht im
Rahmen der EU-Präsidentschaft.
Der Gewinn der Regierung in der Ratspräsident-
schaft liegt in einem Bewusstseinswandel, der sich
auf „EU wenn möglich – national wenn nötig“ eindik-
ken lässt. Auch der Verlierer steht fest: eine EU-Frie-
denspolitik mit friedlichen Mitteln.

Thomas Roithner ist Friedensforscher und Privatdo-
zent für Politikwissenschaft an der Universität Wien.
Sein letztes Buch „Sicherheit, Supermacht und
Schießgewähr. Krieg und Frieden am Globus, in Eu-
ropa und Österreich“ 2018, www.thomasroithner.at.

TODESMELDUNG
Ev. Pfarrer i.R. Dr. Balázs Németh (1931 – 2018)

Am 29. Dezember 2018 verstarb der Pfarrer und
ehemalige Oberkirchenrat der evangelischen Kir-
che HB, Dr. Balázs Németh, in Wien. Der in Ungarn
geborene Balázs Németh war, neben zahlreichen
anderen Aktivitäten, in Worten und Taten innerhalb
und außerhalb seiner Kirche besonders der Frie-
densthematik und dem Engagement für Frieden
und Gerechtigkeit verpflichtet. So etwa in den In-
ternationalen Christlichen Friedenskonferenzen
(CFK), einer Gesprächsebene zwischen Kontra-
henten im Kalten Krieg, in der Friedensbewegung,
in der Aktionsgemeinschaft „Christen für die Frie-
densbewegung“ oder im Dialog „Christentum und
Marxismus“. Für Balázs Németh stand immer der
Mensch im Mittelpunkt, in seiner persönlichen, po-
sitiven Entwicklung, in einem lokalen, sozial ge-
prägten Umfeld und einem friedlichen und
gerechten Szenario auf globaler Ebene. Damit ver-
bunden die Notwendigkeit politischer und gesell-
schaftspolitischer Veränderungen, ohne die diese
Vision nicht zu erreichen wäre.

Manfred Sauer, betrifft frieden


